
Dörr (Die Liberalen):

Haushaltsausschuß: Die Mittel für die Nationale Front sind 
gestrichen worden.

Pietsch (Bündnis 90/Grüne):

Danke schön. Aber lassen Sie mich noch auf einige Aspekte 
aufmerksam machen. Ich glaube, das ist notwendig. Uns liegt 
der Beschlußentwurf vom Bildungsministerium für die Lösung 
der Studentenfrage bzw. Finanzierung Stipendium usw. vor. Ich 
finde, daß der Punkt 4 in diesem Beschlußentwurf so gefaßt ist, 
daß er nicht beruhigt, sondern eher beunruhigt. Dieser Punkt 4 
hätte in dieser Form nicht in die Öffentlichkeit - sprich Zeitung - 
gelangen dürfen.

Ein weiterer Hinweis: Es wurde viel davon gesprochen, daß 
Studenten doch gefälligst ihren Lebensunterhalt durch zusätzli­
che Arbeit auch bestreiten sollten. Ich warne vor dieser Festle­
gung oder Äußerung für das nächste halbe Jahr, und darum geht 
es ja erst einmal vordergründig. Keiner kennt die Situation ab 
2. Juli auf unserem Arbeitsmarkt. Studenten könnten diesen Ar­
beitsmarkt zusätzlich, z. B. durch Dumping-Löhne belasten. Au­
ßerdem weise ich darauf hin, daß in der BRD ein Großteil der 
Studenten Schwarzarbeit leistet, und dort sind Steuereinbußen 
für die Kommunen zu verzeichnen. Also ganz so einfach sollten 
wir damit nicht umgehen.

Ein weiteres Problem: Es wird immer darauf hingewiesen, 
der Warenkorb würde günstiger aussehen usw. Jeder, der sich 
damit befaßt, muß sich darüber klar sein, daß sich der Waren­
korb der Studenten deutlichst von dem Warenkorb der Nor­
malbürger unterscheidet. Und das ist eine Belastung für die 
Studenten.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Problematisch gestaltet sich auch die Unterbringung der Stu­
denten. Es gibt trotz vieler Festlegungen, daß Studentenheime 
zu unterhalten sind, genügend Informationen aus allen Städten 
der DDR, daß Studentenwohnungen abgebaut werden, daß Stu­
denten benachrichtigt werden, daß ab 1.9. keine Unterbrin­
gungsmöglichkeiten für die Studenten zur Verfügung gestellt 
werden können. Es gibt da genügend Alarmzeichen. Und ich ha­
be auch große Bedenken, daß Studenten, die sich auf den Woh­
nungsmarkt begeben müssen, auch dort zusätzlich belastet wer­
den. Ich bitte darum, daß man diese Punkte noch einmal genau 
prüft.

(Beifall)

^^Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank. Herr Abgeordneter Pietsch, gestatten Sie noch 
eine Anfrage?

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Kollege! Besteht nicht die Gefahr, daß viele Studenten in 
die BRD gehen - nicht nur aus finanziellen Gründen, sondern 
weil in vielen Bereichen völlig veraltete Studienkonzepte auf der 
sattsam bekannten Grundlage des Marxismus-Leninismus noch 
existieren?

(Zuruf: Ist er der Bildungsminister?!)

Wäre es nicht sinnvoll, wenn Studenten und Parlament sich 
für eine Studienreform generell einsetzen würden, um die kom­
munistische Scholastik endlich loszuwerden?

(Gelächter)

Pietsch (Bündnis 90/Grüne):

War das eine Frage oder eine Willenserklärung? - Dazu folgen­

des: Ich sehe nicht die Gefahr, daß die Studenten aus finanziel­
len Gründen in die BRD abwandern; denn DDR-Studenten wer­
den in der BRD nach den geltenden Regelungen in der DDR be­
handelt. Das ist ein Trugschluß, dem viele unterliegen.

Zur zweiten Frage: Ich sehe schon die Möglichkeit, daß DDR- 
Studenten zum Zwecke einer besseren Qualität des Studiums 
dorthin gehen. Das ist aber keine Gefahr, sondern eine Möglich­
keit, die vielleicht sogar wahrgenommen werden sollte.

Das andere ist natürlich, daß man unbedingt - und hier muß 
ich einen Vorwurf an die Studenten loswerden - zu neuen Struk­
turen und Inhalten des Studiums kommen muß und die auch for­
dern muß. Die fehlen mir.

(Beifall)

Bauer (CDU/DA):

Ich habe eine Frage. Herr Kollege, können Sie sich vorstellen, 
daß man die Dauer der geforderten Zahlung für Studenten auch 
zeitlich begrenzen kann?

Pietsch(Bündnis 90/Grüne):

Das ist automatisch vorgesehen. Ab 1.1. gibt es eine neue Re­
gelung. Aber über diese Regelung, und das möchte ich ganz be­
tont zum Ausdruck bringen, sollte man auch breit mit den Stu­
denten diskutieren und Erfahrungen aus der BRD unbedingt mit 
einbeziehen.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Pietsch. - Ich bitte jetzt von 
der Fraktion DBD/DFD Herrn Abgeordneten Helm, das Wort zu 
nehmen.

Helm für die Fraktion DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bürger un­
seres Landes schauen in diesen Tagen mit großen Erwartun­
gen in die Zukunft. Dazu gibt es verständlicherweise viele Fra­
gen.

Groß sind auch die Erwartungen, die sie den Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses entgegenbringen, denen sie durch ihr Vo­
tum das Vertrauen geschenkt haben.

So ist auch das vom Republiksprecherrat der Konferenz der 
Studentenräte der DDR und des Studentenrates der Humboldt- 
Uni verstität Unterzeichnete Schreiben an die Fraktionen der 
Volkskammer der DDR zu werten.

Die Fraktion DBD/DFD hat Verständnis für die von den Stu­
denten angesprochenen Probleme. Wir sind der Auffassung, daß 
auch künftig allen in unserem Lande Studierenden eine Per­
spektive geboten und eine ausreichende soziale Absicherung ge­
währleistet werden sollte. Eine Unterstützung kann aber nur im 
Rahmen der Möglichkeiten des Staatshaushaltes erfolgen. Vor­
handene Reserven hat mein Vorredner schon angesprochen.

Wir begrüßen die Erhöhung des Grundstipendiums durch die 
Regierung von 200 auf 280 DM und die Bereitschaft, in sozialen 
Härtefällen soziale Mittel bereitzustellen. Ich denke, die Ausfüh­
rungen von Minister Romberg und von Frau Minister Hilde­
brandt haben hier die Situation wesentlich entspannt.

Es ist unser Standpunkt, daß noch zu keiner Zeit die Zahlung 
von Stipendien die Eltern der Studenten von ihrer moralischen 
Pflicht entbunden hat, im Rahmen der bestehenden Möglichkei­
ten für ihre Kinder bis zur Erreichung der wirtschaftlichen Selb­
ständigkeit Sorge zu tragen.

471


